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1. Einleitung – Problemstellung

„Schröder sagt den Sparkassen im EU-Streit Hilfe zu“
, „EU nimmt nun alle Sparkassen ins Visier“
, „NRW will für Sparkassen kämpfen“
 – so lauten nur einige der Zeitungsüberschriften, die die aktuelle Diskussion über die Zukunft der öffentlich-rechtlichen Kreditinstitute in Deutschland widerspiegeln.

Die Strukturen der öffentlich-rechtlichen Kreditinstitute in Deutschland sind zum Diskussionsgegenstand zwischen der Europäischen Kommission sowie Bund, Ländern und Kommunen geworden.

Ging es hierbei zunächst nur um die Zuführung und Verzinsung von Eigenkapital bei Landesbanken hat sich die Diskussion nun auf die Haftungsgrundlagen öffentlich-rechtlicher Kreditinstitute insgesamt ausgeweitet: Anstaltslast und Gewährträgerhaftung stehen auf dem Prüfstand europäischer Wettbewerbspolitik. Ein Eingriff der EU-Kommission könnte erhebliche Auswirkungen auf die öffentlich-rechtliche Kreditwirtschaft in Deutschland haben. Zwar hat EU-Wettbewerbskommissar Mario Monti in Interviews geäußert, dass die kommunalen Sparkassen zur Zeit nicht auf der Tagesordnung stünden. Dennoch wird die Zukunft der Sparkassen intensiv diskutiert.

Hintergründe und Verlauf der Diskussion über die öffentlich-rechtlichen Kreditinstitute sollen im Folgenden dargestellt werden.

2. Strukturen der öffentlich-rechtlichen Kreditinstitute
Das Bankensystem in Deutschland besteht aus privaten Geschäftsbanken, Genossenschaftsbanken und öffentlich-rechtlichen Kreditinstituten. Diese unterscheiden sich im wesentlichen in der Organisationsform.

Sparkassen sind, wie auch die Landesbanken, als rechtlich und wirtschaftlich selbständige Unternehmen, Bestandteil der Sparkassenfinanzgruppe, die dem öffentlich-rechtlichen Sektor zuzuordnen ist. Mit insgesamt 387.000 Mitarbeitern, 24.800 Geschäftsstellen, einem Geschäftsvolumen von 2.800 Mrd. Euro (Stand: 1999)
 und einem Marktanteil von 37,7% gemessen am Geschäftsvolumen des inländischen Kreditgewerbes (Stand: 1996)
 bildet sie „die mit Abstand größte deutsche Bankengruppe.“

Die Sparkassenorganisation verfügt – ähnlich dem Genossenschaftssektor – über eine dezentrale Organisationsstruktur:

Die erste Stufe bilden die lokalen – von den Kommunen gegründeten und getragenen – Sparkassen. Die Sparkassen gestalten ihre Geschäftspolitik im Rahmen von Sparkassengesetzen und Satzungen jeweils eigenverantwortlich. Für Sparkassen gilt das Regionalprinzip, wonach sie grundsätzlich nur im Gebiet ihrer Errichtungskörperschaft tätig werden dürfen.

Auf regionaler Ebene sind die Sparkassen in dreizehn Sparkassen- und Giroverbänden zusammengeschlossen.

Die dritte Ebene umfasst die Landesbanken/Girozentralen. Diese haben die Funktion von Sparkassenzentralbanken und sind gleichzeitig Kommunal- und Staatsbanken der jeweiligen Länder.

Das Spitzeninstitut der Sparkassenfinanzgruppe ist die DGZ●DekaBank, an der die Landesbanken und – über den Deutschen Sparkassen- und Giroverband ö.K. – die regionalen Sparkassen- und Giroverbände je zur Hälfte beteiligt sind.

Neben den Sparkassen, Landesbanken und der DGZ●DekaBank zählen noch zahlreiche andere Institute (u.a. Landesbausparkassen und öffentliche Versicherungsunternehmen) zur Sparkassenfinanzgruppe.

Alle Institute der Sparkassenfinanzgruppe sind im Deutschen Sparkassen- und Giroverband e.V. (DSGV) zusammengeschlossen. Ihm obliegen als Dachorganisation der gesamten Sparkassenorganisation insbesondere die Interessenvertretung und Interessenbündelung in bankpolitischen, kreditwirtschaftlichen und aufsichtsrechtlichen Fragen, sowie die Koordination und Entwicklung von gemeinsamen, kreditwirtschaftlichen Strategien.

Für den zu behandelnden Konflikt zwischen EU-Kommission, Privatbanken, Sparkassenorganisation, Bund, Ländern und Kommunen sind insbesondere die in engem Verbund arbeitenden kommunalen Sparkassen und Landesbanken von Bedeutung.
3. Problementwicklung
1992 hat das Land Nordrhein-Westfalen, das Vermögen der landeseigenen Wohnungsbauförderungsanstalt NRW (WfA) auf die Westdeutsche Landesbank (WestLB) übertragen. Hierdurch wurde das Eigenkapital der Landesbank mit öffentlichen Mitteln erhöht. Die WestLB kann das erhöhte Eigenkapital als Haftungsgrundlage für weitere Geschäfte nutzen. Das Land, welches mit 43,2 % an der WestLB beteiligt ist, bekommt dafür von der WestLB ein jährliches Entgelt von 0,6% (nach Steuern).

Im Dezember 1994 hat der Bundesverband deutscher Banken, als Interessenvertretung der deutschen Privatbanken, wegen der WfA-Einbringung eine Wettbewerbsbeschwerde bei der Europäischen Kommission eingelegt. Da die Rendite, die das Land erhalte, nicht angemessen sei, handele es sich bei der Einbringung des WfA-Kapitals um eine unzulässige staatliche Beihilfe, welche zurückgezahlt werden müsse.

Diesem Argument folgte die EU-Kommission und hat am 08. Juli 1999 entschieden, dass im Zusammenhang mit der Fusion von WestLB und WfA eine unzulässige Beihilfe gemäß Art. 87f EG-Vertrag vorläge. Der WestLB wurde auferlegt für die Jahre 1992 bis 1998 einen Beihilfebetrag von 1,57 Mrd. DM netto (3,1 Mrd. DM brutto) zzgl. Zinsen an das Land nachzuzahlen.

Nach Ansicht der Kommission habe sich das Land NRW mit einer erzielten Rendite von 9,4% vor Steuern nicht wie ein „marktwirtschaftlich handelnder Investor“ verhalten. Angemessen sei eine Rendite von zwölf Prozent nach Steuern (23,7% vor Steuern) gewesen.

Die Bundesregierung, das Land NRW und die WestLB halten die Kommissionsentscheidung dem Grunde und der Höhe nach für falsch. Sie werfen der EU-Kommission eine fehlerhafte Auslegung und eine fehlerhafte Anwendung des Beihilferechts vor und haben deshalb Klage gegen die Kommissionsentscheidung eingereicht. Gestützt werden sie durch ein, von der WestLB in Auftrag gegebenes, wirtschaftswissenschaftliches Gutachten des ehemaligen Vorsitzenden der Monopolkommission, Prof. C. Christian von Weizsäcker, welches zu einem eindeutigen Ergebnis kommt: „Die beschränkte Einbringung der WfA ist [...] adäquat entschädigt worden. Es handelt sich hierbei nicht um eine Beihilfe.“

Da es trotz zahlreicher Spitzengespräche zwischen EU-Kommission, Bund, Land und WestLB zu keiner Lösung gekommen ist und da die WestLB der Nachzahlungsforderung nicht nachgekommen ist, kam es konsequenterweise auch zu einer Klage der EU-Kommission. Diese hat mittlerweile auch Prüfungen ähnlicher Kapitalisierungen bei anderen Landesbanken aufgenommen. Die Gerichte müssen in dieser Angelegenheit nun entscheiden.

Sollten die Gerichte im Sinne der Privatbanken urteilen, könnte das schwerwiegende Folgen für die Zukunft von öffentlichen Unternehmen in der EU haben. Die WestLB kommt sogar zu dem Schluss, „dass mit der Festlegung einer nicht leistbaren Mindestrendite für das wirtschaftliche Engagement der öffentlichen Hand die künftige Existenz aller öffentlichen Unternehmen europaweit gefährdet wird.“

Inzwischen hat sich der Streit über die öffentlich-rechtlichen Kreditinstitute auf die Grundsätze des öffentlich-rechtlichen Kreditwesens als solche ausgeweitet. Die Europäische Bankenvereinigung, die Interessenvertretung der Privatbanken in der EU, hat am 21. Dezember 1999 schriftlich bei der EU-Kommission (Generaldirektion Wettbewerb) Beschwerde gegen Anstaltslast und Gewährträgerhaftung bei der WestLB, Stadtsparkasse Köln und der Westdeutschen Immobilienbank eingereicht. Am 26. Juli 2000 hat die Bankenvereinigung die für die Eröffnung eines Beihilfeverfahrens notwendige Begründung vorgelegt. Die privaten Banken vertreten darin die Auffassung, dass „Anstaltslast und Gewährträgerhaftung bei diesen drei Instituten eine staatliche Beihilfe im Sinne von Art. 87 Abs. 1 EG darstellen
, die nicht die Ausnahmevoraussetzungen der Art. 88 Abs. 2 und Abs. 3 EG erfüllt, und daher von der EG-Kommission für unvereinbar mit dem Gemeinsamen Markt erklärt werden muss“
.

Anstaltslast und Gewährträgerhaftung sind Ausdruck der, in den Sparkassengesetzen der Länder
 festgelegten Finanzierungsverantwortung der Gewährträger für ihre Sparkassen/Landesbanken.

Die Anstaltslast beinhaltet die Verpflichtung des Eigentümers, das Unternehmen mit den zur Aufgabenerfüllung notwendigen Mitteln auszustatten und es damit funktionsfähig zu halten. Bei der Anstaltslast handelt es sich also um eine grundsätzliche Verpflichtung der Eigentümer (Gewährträger) – das sind bei Sparkassen die Kommunen, bei den Landesbanken überwiegend die Bundesländer und die regionalen Sparkassen- und Giroverbände –, das öffentliche Unternehmen mit den zur Aufgabenerfüllung notwendigen finanziellen Mitteln auszustatten. Diese Verpflichtung besteht nur zwischen Eigentümer und Unternehmen – etwaige Gläubiger der Anstalt können hieraus keine eigenen Rechte ableiten.

Die Anstaltslast verpflichtet den Eigentümer nicht, eine unrentable Sparkasse auf Dauer aufrecht zu erhalten. Daher sind Landesbanken und Sparkassen nach wirtschaftlichen Grundsätzen zu führen und müssen Rücklagen bilden sowie laufende Verluste aus den eigenen Mitteln decken. Allerdings verfolgen sie im Unterschied zu den Geschäftsbanken nicht das Prinzip der Gewinnmaximierung, da ihre Eigentümer, die Gewährträger, sie zur Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben verpflichtet haben.
 Hierzu gehört die flächendeckende Versorgung breiter Bevölkerungskreise und des Mittelstandes mit geld- und finanzwirtschaftlichen Leistungen sowie die zusätzliche Wahrnehmung wirtschaftsfördernder, strukturpolitischer, sozialer und kultureller Aufgaben zum Wohle ihrer Regionen. 

Die Gewährträgerhaftung ist ein Sicherungsmechanismus, der greift, wenn ein Institut seine Verpflichtungen aus eigenen Mitteln nicht mehr erfüllen kann. Gewährträgerhaftung ist die Haftung des Eigentümers. Sie tritt neben die Einlagen- und Institutssicherungen, mit der die Sparkassenorganisation zusätzliche finanzielle Vorsorge trifft. In der Praxis wurde die Gewährträgerhaftung noch nie in Anspruch genommen. 

Zusammenfassend gesagt: Anstaltslast und Gewährträgerhaftung sind Formen unmittelbarer Haftung des Eigentümers im Rahmen seiner unternehmerischen Freiheit. Diese Haftungs- und Finanzierungsverantwortung des Eigentümers besteht vergleichbar in der Privatwirtschaft.
 Quasi als Gegenleistung für die Einstandspflicht der Gewährträger nehmen die öffentlich-rechtlichen Kreditinstitute auf dem Territorium des Gewährträgers wichtige öffentliche Aufgaben wahr.

Die Vertreter der Privatbanken erheben den Vorwurf, die Einstandsverpflichtung der öffentlichen Hand in Form von Anstaltslast und Gewährträgerhaftung sei eine unbegrenzte und unbefristete Staatsgarantie, eine staatliche Beihilfe. Konkurse öffentlich-rechtlicher Kreditinstitute seien dadurch faktisch ausgeschlossen.

„Allein dadurch hätten öffentlich-rechtliche Kreditinstitute große Vorteile, die sich nicht zuletzt in ihren hervorragenden „Long-Term-Ratings“ niederschlügen.“
 Die Ratings geben Auskunft über die Fähigkeit eines Kreditinstituts Zahlungsverpflichtungen rechtzeitig und vollständig zu erfüllen.

Das durch die Gewährträgerhaftung verringerte Risiko der öffentlich-rechtlichen Kreditinstitute führe zu einem guten Rating und verschaffe ihnen so günstigere Kredite. Es komme also zu einem Refinanzierungsvorteil gegenüber den privaten Banken, welcher den Wettbewerb in erheblichem Umfang verzerre.

In der Tat verfügen mit Ausnahme der beiden Landesbanken Berlin und Sachsen alle Landesbanken in Deutschland über ein Long-Term-Rating der höchsten (Triple-A) und zweithöchsten Kategorie, während die vier großen deutschen privaten Banken nur noch in der zweiten und dritten Kategorie liegen. Neben 22 öffentlichen Kreditinstituten in Deutschland und vier öffentlichen Kreditinstituten in Österreich haben derzeit in der Europäischen Union nur zwei niederländische und drei französische Banken ein Triple A-Rating.

Unter bestimmten Voraussetzungen sind nach Art. 87 Abs. 2 und Abs. 3 EG-Vertrag Beihilfen zulässig. 

Beihilfen können als zulässig angesehen werden, wenn sie z.B. die wirtschaftliche Entwicklung von strukturschwachen Gebieten fördern, wenn sie zur Behebung einer beträchtlichen Störung im Wirtschaftsleben eines Mitgliedsstaates beitragen oder, wenn sie die Entwicklung in gewissen Wirtschaftszweigen oder Wirtschaftsgebieten fördern, soweit sie die Handelsbedingungen nicht in einer Weise verändern, die dem Gemeinschaftsinteresse zuwiderläuft. 

Die Anwendung der Beihilfevorschriften entfallen also, wenn eine angemessene Gegenleistung erfolgt. Dies bedeutet für die öffentlich-rechtlichen Kreditinstitute, dass mit dem Argument der Erfüllung eines bestimmten öffentlichen Auftrages eine Ausnahme von den EG-Beihilfevorschriften begründet werden kann. Dabei ist die Höhe dieser Gegenleistung noch zu benennen.

Zusätzlich ist bei der Beurteilung von Beihilfetatbeständen gemäß Art. 88 Abs. 3 EG-Vertrag zwischen bestehenden und neuen Beihilfen zu unterscheiden. Eine bestehende Beihilfe ist eine Beihilfe, die bereits zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des EWG-Vertrages (1. Januar 1958) oder bei einem neuen Mitgliedstaat zum Zeitpunkt des Beitritts des Staates zur EG bzw. zur EU bestand, oder die von der EG-Kommission genehmigt worden ist. Bestehende Beihilfen sind solange rechtmäßig, bis die Kommission ihre Durchführung untersagt. Sie brauchen bei der Kommission nicht angemeldet zu werden. Die Initiative liegt also bei der Kommission. Beihilfen, die vor einer Untersagungsentscheidung gezahlt wurden, dürfen nicht mehr zurückgefordert werden. Ob Anstaltslast und Gewährträgerhaftung „jedoch erst nach dem Inkrafttreten der Römischen Verträge begründet wurden, wie die privaten Banken behaupten, ist strittig.“
 

Zwar wurden die Rechtsgrundlagen für die Gewährträgerhaftung der Sparkassen erst im nordrhein-westfälischen Sparkassengesetz vom 07. Januar 1958, also nach Inkrafttreten der Römischen Verträge festgelegt und auch die WestLB und die Westdeutsche Immobilienbank wurden erst nach 1958 gegründet. Da Gewährträgerhaftung und Anstaltslast in Deutschland aber schon eine längere Tradition haben, ist noch unklar, ob Landesbanken und Sparkassen mit Rückzahlungsforderungen rechnen müssen.

Bei der aktuellen Diskussion ist weiterhin die „Erklärung zu öffentlich-rechtlichen Kreditinstituten in Deutschland“, welche die Amsterdamer Regierungskonferenz auf Druck der Bundesregierung 1997 als Ergänzungserklärung zum EG-Vertrag beschlossen hat, zu berücksichtigen. In der Erklärung nimmt die Konferenz die „Auffassung der Kommission zur Kenntnis, dass die bestehenden Wettbewerbsregeln der Gemeinschaft es zulassen, Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse, welche, die in Deutschland bestehenden öffentlich-rechtlichen Kreditinstitute erfüllen, sowie ihnen zum Ausgleich für die mit diesen Leistungen verbundenen Lasten gewährte Fazilitäten voll zu berücksichtigen.“

Der Schutz der Sparkassen wird in derselben Erklärung aber noch folgendermaßen eingeschränkt: „Diese Fazilitäten dürfen die Wettbewerbsbedingungen nicht in einem Ausmaß beeinträchtigen, das über das zur Erfüllung der besonderen Aufgaben erforderliche Maß hinausgeht und zugleich dem Interesse der Gemeinschaft entgegensteht.“

4. Die Diskussion

Voraussichtlich im Jahr 2001 will die EU-Kommission über die Wettbewerbsbeschwerde der Privatbanken entscheiden. Doch seit der Beschwerdebegründung durch die privaten Banken ist die Diskussion entbrannt, sie soll im Folgenden anhand von Stellungnahmen von Interessenvertretern der öffentlich-rechtlichen Kreditinstitute, von Bund, Ländern und kommunalen Spitzenvertretungen dargestellt werden.

Die Vertreter der öffentlich-rechtlichen Kreditwirtschaft sehen in der Beschwerde der Privatbanken einen Generalangriff auf das öffentlich-rechtliche Bankenwesen in Deutschland. Der Verweis auf Finanzierungsvorteile durch Anstaltslast und Gewährträgerhaftung sei „rechtlich und politisch falsch“
, erklärte der Präsident des Deutschen Sparkassen- und Giroverbandes (DSGV), Dietrich H. Hoppenstedt. Die Beschwerde sei „der Versuch, Strukturen auf politischem Wege zu verändern, weil dies im Markt nicht gelingt.“

Der Deutsche Sparkassen- und Giroverband hat mittlerweile mehrere umfangreiche Stellungnahmen zu der Gesamtproblematik vorgelegt. Hierin wird vor allem die Bedeutung des öffentlichen Auftrages unterstrichen. Die öffentlich-rechtlichen Kreditinstitute übernähmen vornehmlich wichtige Aufgaben der Daseinsvorsorge. So sichere die Sparkassenfinanzgruppe mit ihren 19.000 Geschäftsstellen flächendeckend den Wettbewerb. Sparkassen betreuten diejenigen Kunden, die private Banken aus Ertragsgründen aussortierten (Sozialhilfeempfänger, gewerblicher Mittelstand, Existenzgründer). Zur effizienten Erfüllung des öffentlichen Auftrages sei der arbeitsteilige Verbund von Sparkassen und Landesbanken unverzichtbar.

Da Anstaltslast und Gewährträgerhaftung keine Haftung eines dritten, sondern die Haftung des Eigentümers seien, stellten diese auch keine Beihilfen dar. Ebensowenig entstünden den öffentlich-rechtlichen Kreditinstituten Wettbewerbsvorteile durch diese Haftungsgrundlagen, da auch für private Kreditinstitute eine faktische Einstandspflicht des Staates bestehe. Denn auch ein Zusammenbruch einer größeren Privatbank sei für den Staat volkswirtschaftlich mittlerweile nicht mehr tragbar; die privaten Großbanken seien „too big to fail“.
 Die guten Ratings der öffentlich-rechtlichen Institute resultierten aus eigenen Marktanstrengungen. Anstaltslast und Gewährträgerhaftung spielten für die Ratingeinstufungen keine Rolle. Refinanzierungsvorteile bestünden kaum, da die Refinanzierung der Sparkassen fast ausnahmslos aus Schuldverschreibungen erfolge. Kapitalbeschaffung am Aktienmarkt scheide strukturbedingt für Sparkassen aus.

Laut Bundesverband Öffentlicher Banken Deutschlands (VÖB) hätten die öffentlichen Banken die Bildung monopolistischer Strukturen im Bankensektor bislang wirksam verhindert und dazu beigetragen, dass Deutschland über einen der stabilsten und effizientesten Finanzplätze der Welt verfügt. Bankdienstleistungen stünden hier, anders als beispielsweise in Großbritannien oder den USA, allen zur Verfügung.

Tatsächlich hat ein im März 2000 vorgelegter Bericht an die britische Regierung („Cruickshank-Bericht“) erhebliche Defizite im britischen Bankenmarkt festgestellt. Der Bericht beantwortet die Frage nach einem funktionierenden Wettbewerb im Bankensektor Großbritanniens klar mit „Nein“. Die Versorgung der Bevölkerung mit Bankdienstleistungen sei völlig unzureichend, die Preise unverhältnismäßig hoch und der Service ungenügend. So verfügten rund drei Millionen Menschen in Großbritannien über keine Bankverbindung.
 Auch in den USA hat man festgestellt, dass eine rein private Bankenlandschaft dazu führt, dass einzelne Regionen und Bevölkerungsschichten kreditwirtschaftlich nicht versorgt werden. Seitdem werden dort die Kreditinstitute über den sog. Community Reinvestment Act gezwungen, ihre Dienstleistungen über alle sozialen Gruppen und Regionen hinweg anzubieten.

Die kommunalen Spitzenverbände betonen ebenfalls die Bedeutung der Sparkassen für die öffentliche Daseinsvorsorge. So erklärte z.B. der nordrhein-westfälische Städte- und Gemeindebund, dass wer das Ende des bewährten Sparkassenwesens fordere, einen wesentlichen Teil der kommunalen Infrastruktur und Daseinsvorsorge gefährde.
 Der Deutsche Städte- und Gemeindebund bezeichnet (DStGB) die Kritik der Europäischen Bankenvereinigung als „nicht nachvollziehbar“
. Der Präsident des DStGB, Heribert Thallmaier, ist der Auffassung, dass weder die Gewährträgerhaftung noch die Anstaltslast ein beihilferechtliches Problem darstellten; beide seien schlicht Ausdruck der bundesdeutschen Eigentumsordnung, die durch Art. 295 EG-Vertrag gewährleistet werde. “Dies wird auch die EU-Kommission berücksichtigen müssen. Andernfalls muss zur Absicherung des bestehenden öffentlich-rechtlichen Sparkassensystems in Deutschland entsprechend dem Vorschlag aus den Reihen der Ministerpräsidenten eine diesbezügliche Änderung des EG-Vertrages durch die Bundesregierung initiiert werden."
 Auch die beiden Hochschulprofessoren Prof. Dr. Ulrich Immenga und Prof. Dr. Klaus Stern bestätigen in Gutachten, dass Art. 295 EG-Vertrag, Anstaltslast und Gewährträgerhaftung schützen.

Der Bundesrat hat in mehreren Entschließungen auf die aktuelle Diskussion um die Zukunft der öffentlich-rechtlichen Kreditinstitute reagiert. In einer Entschließung vom 09. Juli 1999 verweist der Bundesrat auf die Zusatzerklärung zu den Amsterdamer Verträgen, in der die besondere Verpflichtung der Sparkassen zur kreditwirtschaftlichen Versorgung breiter Bevölkerungskreise sowie insbesondere des Mittelstandes gewürdigt werde.
 Der Bundesrat verweist ebenfalls auf den Schutz der Eigentumsordnung durch Art. 295 EG-Vertrag, welcher auch die bestehenden Unternehmensstrukturen der öffentlich-rechtlichen Kreditinstitute in Deutschland schütze. In einer weiteren Entschließung vom 19. November 1999 verbindet er die Ablehnung des Kommmissionsbeschlusses im Fall der WestLB mit der Befürchtung, dass diese Entscheidung instrumentalisiert werde, um zahlreiche öffentlich-rechtliche Unternehmen in Frage zu stellen. 

Die gesetzlich auferlegten Aufgaben der öffentlich-rechtlichen Kreditinstitute bei der flächendeckenden Versorgung breiter Bevölkerungskreise und mittelständischer Unternehmen unterstreiche, dass in ihrem Fall keine unzulässige Beihilfe vorliege. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert sich gegenüber der Kommission dafür einzusetzen, dass Anstaltslast und Gewährträgerhaftung als grundlegendes Strukturmerkmal der deutschen Wirtschaftsordnung anerkannt werden und damit nicht den Beihilferegelungen unterliege.

In seiner Regierungserklärung am 06. April 2000 führte Bundeskanzler Gerhard Schröder unter anderem aus, dass der Europäische Rat auf seine Bitte hin die EU-Kommission zu einer Aktualisierung ihrer Position zum Verhältnis von Binnenmarkt und öffentlicher Daseinsvorsorge aufgefordert habe. Die deutsche Position müsse in diese Aktualisierung soweit wie „irgend möglich“
 eingebracht werden. Dies werde die Bundesregierung tun, weil sie davon überzeugt sei, „dass auch und gerade auf dem Kreditsektor die Mischung aus privatwirtschaftlicher und öffentlich-rechtlicher Versorgung eine vernünftige Mischung ist, die wir nicht zuletzt brauchen, damit auf diesem Sektor „kleinere“ Kunden und vor allen Dingen die kleinen und mittleren Unternehmen in optimaler Weise mit Finanzdienstleistungen versorgt werden können.“
 In seiner Rede vor dem 19. Weltkongress der Sparkassen am 28. Juni 2000 in Berlin ergänzte er: „Deshalb kann und wird die Bundesregierung nicht tatenlos zusehen, wenn gewachsene und bewährte Strukturen öffentlicher Daseinsvorsorge im Zuge der europäischen Integration zur Disposition gestellt werden.“

Im Gegensatz zu den Ministerpräsidenten der Länder, die parteiübergreifend jede Änderung ihrer Landesbanken ablehnen, hatte die Bundesregierung versucht, vor der offiziellen Einleitung eines Beihilfeverfahrens, zu einen Kompromiss mit der Kommission zu kommen.

Eine Arbeitsgruppe unter der Leitung des Finanzstaatssekretärs Cajo Koch-Weser hatte mehrere Alternativen, darunter die Zahlung eines Entgelts durch die Landesbanken für die weitere Gewährung der staatlichen Garantie durchgespielt. In einem Spitzengespräch mehrerer Ministerpräsidenten beim Bundeskanzler, konnten die Länder die Bundesregierung doch auf ihre kompromisslose Linie einstimmen. „Die rigide Haltung gegenüber Brüssel ist nun gemeinsame Linie der Bundesregierung“
, so das Finanzministerium. Sollte sich nach der Entscheidung der Kommission kein Kompromiss ableiten, müsse man sehen, „wie man gegen den Europäischen Gerichtshof besteht.“
, ergänzt der Regierungssprecher Heye.

5. Fazit

Die EU-Kommission wird jetzt eine wettbewerbsrechtliche Überprüfung von Anstaltslast und Gewährträgerhaftung bei WestLB, Westdeutscher Immobilienbank und Stadtsparkasse Köln einleiten. Das Verfahren wird maximal 18 Monate dauern und kann mit einer glatten Untersagung der Beihilfen enden. Dann müsste entweder die Gewährträgerhaftung aufgehoben werden oder die Nutznießer müssten ein „marktgerechtes“ Entgelt für den Bestandsschutz an die öffentliche Hand bezahlen.

Die jetzige Überprüfung bezieht sich zwar nur auf die drei angesprochenen Institute, doch eine Untersagung von Gewährträgerhaftung und Anstaltslast bei diesen drei Instituten würde zwangsläufig auch die Haftungsgrundlagen bei allen anderen öffentlich-rechtlichen Kreditinstituten wieder ins Blickfeld rücken.

In diesem Fall wäre es bei den meisten kommunalen Sparkassen im Gegensatz zu den Landesbanken möglich mit dem nicht zu übersehenden öffentlichen Auftrag zu argumentieren und somit eine Ausnahme von den Beihilferegelungen zu begründen. 

Die meisten kommunalen Sparkassen sind völlig anders strukturiert als die zu überprüfenden drei Institute. Sie stehen nicht in Konkurrenz zu den privaten Großbanken und nehmen insbesondere im ländlichen Raum wichtige öffentliche Aufgaben wahr. Sie sorgen für eine flächendeckende Versorgung mit Finanzdienstleistungen, bilden 50 Prozent der Banklehrlinge aus, fördern Mittelstand, Existenzgründer und Kommunen. Außerdem fördern sie mit ihren Stiftungen Kunst
 und Kultur, Soziales, Sport, Wissenschaft und Umwelt.

Auch Wettbewerbskommissar Mario Monti wird ja mit der Aussage zitiert, dass die kommunalen Sparkassen zur Zeit nicht auf der Tagesordnung stünden. Doch das Thema wird damit wohl noch nicht vom Tisch sein. Monti hat die Mitgliedsstaaten der EU aufgefordert, staatliche Beihilfen an öffentliche Einrichtungen insgesamt aufzulisten. Diese Liste wird erneut für Diskussionsstoff sorgen und auch die Sparkassenthematik nicht aussparen können. 

Aufgrund der unterschiedlichen Strukturen und Aufgabengebiete von Landesbanken und kommunalen Sparkassen und aufgrund der Rechtslage des EG-Vertrages wird eine Trennung der Verfahren nach Landesbanken  und kommunalen Sparkassen wohl unablässig sein. Das würde dazu führen, dass die Landesbanken den Angriffen der Wettbewerbshüter stärker als die typischen Sparkassen ausgesetzt würden.

Sollte es zu einer positiven Beihilfeentscheidung kommen, sind bereits folgende Maßnahmen in der Diskussion:

· Ausbau der Institutssicherung

Durch Ausbau der bestehenden Institutssicherungseinrichtungen (Sparkassensicherungsfonds), könnte die Wahrscheinlichkeit des Eintretens der Gewährträgerhaftung weiter gemindert werden.

· Kompensationszahlungen

Die öffentlich-rechtlichen Kreditinstitute könnten verpflichtet werden, finanzielle Gegenleistungen für die Einstandspflicht in Form von Anstaltslast und Gewährträgerhaftung, an die öffentlichen Hand zu leisten.

· Trennung von öffentlichen und kommerziellen Aufgaben

Die eindeutig einem öffentlichen Auftrag zuzuordnenden Arbeitsbereiche der Sparkassen könnten aus den Bereichen, die in Konkurrenz zu privaten Kreditinstituten stehen, ausgegliedert werden.

· Privatisierung der Sparkassen

Die Sparkassen könnten in eine privatrechtliche Organisationsform überführt werden.

Eine von Ministerpräsidenten und kommunalen Spitzenverbänden geforderte Festschreibung der deutschen Sonderregelungen zu den öffentlich-rechtlichen Kreditinstituten wird aber wohl aufgrund von internationalen Regelungen (WTO) nicht möglich sein.

Wie die EU auch entscheiden wird: Auch die Sparkassen spüren den härter werdenden Wettbewerb um Kunden. Durch den Erfolg der Direktbanken und der Tendenz hin zu Bankgeschäften über das Internet wandern viele junge Kunden mit lukrativen Wertpapiergeschäften ab. Entsprechend bröckelt seit Jahren das kumulierte Betriebsergebnis der Sparkassen, das zwischen 11 und 12 Milliarden DM im Jahr liegt. Gleichzeitig hat beispielsweise die Deutsche Bank ihr Betriebsergebnis auf 9,4 Milliarden DM in 1999 gesteigert. Sollte sich diese Tendenz fortsetzen, dann könnte schon in diesem Jahr das Ergebnis der Deutschen Bank erstmals das Ergebnis aller 578 Sparkassen übersteigen, prognostiziert die Beratungsgesellschaft Booz Allen & Hamilton.

Deshalb hält ungeachtet der drohenden Konsequenzen aus der ordnungspolitischen Auseinandersetzung in Brüssel z.B. auch Gustav Adolf Schröder, Vorstandsvorsitzender der Stadtsparkasse Köln, schon jetzt eine engere Zusammenarbeit im Sparkassenverbund für unabdingbar.
 Schröder meint: „Das Internetzeitalter zwingt alle Sparkassen in ein Boot“.
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